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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1992 Ausgegeben am 17. Jänner 1992 17. Stück

3 7 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die
Zusammenarbeit im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung im Rahmen des
ERASMUS-Programms samt Anhängen sowie gemeinsamer Erklärung
(NR: GP XVIII RV 262 AB 289 S. 45. BR: AB 4137 S. 546.)

37.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhängen sowie gemeinsamer Erklärung wird
genehmigt.

ABKOMMEN ZWISCHEN
DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER EURO-
PÄISCHEN WIRT-

SCHAFTSGEMEIN-
SCHAFT ÜBER DIE ZU-
SAMMENARBEIT IM BE-
REICH DER ALLGEMEI-
NEN UND BERUFLICHEN
BILDUNG IM RAHMEN
DES ERASMUS-PRO-

GRAMMS

DIE REPUBLIK ÖSTER-
REICH,

Im folgenden „Österreich" ge-
nannt, und

DIE EUROPÄISCHE WIRT-
SCHAFTSGEMEINSCHAFT,

im folgenden „Gemeinschaft"
genannt,

beide im folgenden „Vertrags-
parteien" genannt,

IN ERWÄGUNG NACH-
STEHENDER GRÜNDE:

Die Gemeinschaft hat das ge-
meinschaftliche Aktionspro-
gramm zur Förderung der Mobi-
lität von Hochschulstudenten, im
folgenden „ERASMUS" genannt,
verabschiedet.

Die Vertragsparteien haben ein
gemeinsames Interesse an einer
Zusammenarbeit in diesem Be-
reich als Teil der umfassenderen
Zusammenarbeit zwischen der
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Gemeinschaft und den EFTA-
Ländern im Bereich der allgemei-
nen und beruflichen Bildung mit
dem Ziel, eine dynamische und
homogene Entwicklung in diesem
Bereich zu unterstützen.

Die Zusammenarbeit zwischen
der Gemeinschaft und Österreich
bei der Verfolgung der Ziele von
ERASMUS im Rahmen des Netz-
werkes einer hochschulübergrei-
fenden Zusammenarbeit zwischen
der Gemeinschaft und den gesam-
ten EFTA-Ländern stärkt die
Wirkung der ERASMUS-Aktio-
nen und erweiten die berufliche
Qualifikation des Humankapitals
in der Gemeinschaft und Öster-
reich.

Die Vertragsparteien erwarten
demzufolge einen beiderseitigen
Nutzen von der Beteiligung
Österreichs an ERASMUS.

Eine erfolgreiche Zusammen-
arbeit in diesem Bereich beinhaltet
für beide Seiten die allgemeine
Verpflichtung, durch zusätzliche
Bemühungen die Studentenmobi-
lität zu fördern,

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

Artikel 1

Zwischen der Gemeinschaft
und Österreich wird eine Zusam-
menarbeit im Bereich der hoch-
schulübergreifenden Kooperation
und Mobilität im Rahmen der
Durchführung von ERASMUS
vereinbart. Die Aktionen des
ERASMUS-Programms sind in
Anhang I niedergelegt.

Artikel 2

Im Rahmen dieses Abkommens
wird der Begriff „Hochschule"
für alle Arten der nach Abschluß
der Sekundarstufe II weiterfüh-
renden allgemeinen und berufli-
chen Bildungseinrichtungen ver-
wendet, an denen, gegebenenfalls
im Rahmen einer fortgeschritte-
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nen Ausbildung, Qualifikationen
oder Diplome des entsprechenden
Niveaus erlangt werden können,
und zwar ungeachtet der jeweili-
gen Bezeichnung in den Vertrags-
parteien.

An diesen Einrichtungen einge-
schriebene Studenten kommen
ungeachtet ihres Studienfachs bis
einschließlich zur Promotion für
eine Unterstützung aus dem
ERASMUS-Programm in Frage,
sofern die in der Gasthochschule
mit dem Lehrplan der Hochschule
des Herkunftslands in Einklang
stehende Studienzeit Teil ihrer
beruflichen Ausbildung darstellt.

Das ERASMUS-Programm
deckt nicht Tätigkeiten im Be-
reich der Forschung und der
technologischen Entwicklung.

Artikel 3

Sofern in diesem Artikel nicht
anders festgelegt, gelten die An-
gaben in Anhang I dieses Über-
einkommens mit Bezug auf die
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft
für die Zwecke des vorliegenden
Abkommens auch für Österreich.

Was die verschiedenen Aktio-
nen von ERASMUS betrifft, so
unterliegt die Beteiligung von
Universitäten aus Österreich an
ERASMUS-Aktivitäten den be-
sonderen Bedingungen und Rege-
lungen, die in diesem Artikel
enthalten sind.

1. Aktion 1 : Schaffung und
Arbeitsweise eines europäischen
Hochschulnetzes

Inhalt und Ziele dieser Aktion
entsprechen der in Anhang I die-
ses Abkommens genannten Ak-
tion 1.

1) Hochschulen aus Österreich
können offiziell an Hoch-
schulkooperationsprogram-
men (HKP) teilnehmen und
eine finanzielle Unterstüt-
zung für ihre Beteiligung
erhalten. Zur Schaffung
eines Netzwerkes von
Hochschulkooperationspro-
grammen zwischen der Ge-
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meinschaft und Österreich
wird dabei multilateralen
HKP der Vorzug gegeben.
Gemäß diesem Grundsatz
sollen die HKP Hochschu-
len aus mindestens zwei
Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft umfassen. Im er-
sten Geltungsjahr dieses Ab-
kommens kommen jedoch
auch HKP, die eine oder
mehrere Hochschulen aus
mindestens einem Gemein-
schaftsstaat umfassen, aus-
nahmsweise für eine finanzi-
elle Unterstützung in Frage.

2) Aktivitäten im Rahmen der
Aktion 1, die ausschließlich
zwischen Hochschulen in
Österreich und EFTA-Län-
dern stattfinden, kommen
nicht für eine finanzielle
Unterstützung in Frage,
auch wenn diese Länder mit
der Gemeinschaft ein Ko-
operationsabkommen be-
treffend ERASMUS abge-
schlossen haben.

3) Unter den in Absatz 1 und 2
genannten Umständen kön-
nen Hochschulen aus Öster-
reich die Maßnahmen im
Rahmen dieser Aktion auf
derselben Grundlage und
unter denselben Bedingun-
gen wie Hochschulen der
Mitgliedstaaten in Anspruch
nehmen.

2. Aktion 2: Stipendien für
Studenten im Rahmen des ERAS-
MUS-Programms

Inhalt und Ziele dieser Aktion
entsprechen der in Anhang I die-
ses Abkommens genannten Ak-
tion 2.

1) Die Stipendien für Studen-
ten im Rahmen des ERAS-
MUS-Programms können
Studenten aus Österreich
zur Erleichterung einer Stu-
dienzeit in einem Mitglied-
staat der Gemeinschaft und
umgekehrt gewährt werden.
Diese Studenten müssen
Staatsangehörige eines Mit-
gliedstaates der Gemein-
schaft oder Österreichs sein
oder entsprechend ihren
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ständigen Wohnort dort ha-
ben. Es werden keine Sti-
pendien an Studenten aus
Österreich zur Erleichte-
rung einer Studienzeit in
einem anderen EFTA-Land
(oder umgekehrt) vergeben,
auch wenn dieses Land ein
Kooperationsabkommen
mit der Gemeinschaft be-
treffend das ERASMUS-
Programm abgeschlossen
hat.

2) Die Verwaltung der ERAS-
MUS-Stipendien für Stu-
denten von Hochschulen
aus Österreich wird über die
zuständigen Stellen in
Österreich abgewickelt, die
zu diesem Zweck von Öster-
reich ernannt werden.

3) Unter den in Absatz 1 und 2
genannten Umständen kön-
nen Hochschulstudenten
aus Österreich die in Ak-
tion 2 in Anhang I dieses
Abkommens genannten
Maßnahmen auf derselben
Grundlage und unter den-
selben Bedingungen wie
Hochschulstudenten aus
den Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft in Anspruch neh-
men.

3. Aktion 3: Maßnahmen zur
Verbesserung der Mobilität durch
akademische Anerkennung von
Diplomen und Studienzeiten

Inhalt und Ziele dieser Aktion
entsprechen der in Anhang I die-
ses Abkommens genannten Ak-
tion 3.

Entsprechende Einrichtungen
und Organisationen in Österreich
können sich an Maßnahmen im
Rahmen dieser Aktion beteiligen
und Nutzen aus ihnen ziehen auf
derselben Grundlage und unter
denselben Bedingungen wie ver-
gleichbare Einrichtungen und Or-
ganisationen in den Mitgliedstaa-
ten der Gemeinschaft.

4. Aktion 4: Flankierende
Maßnahmen zur Förderung der
Studentenmobilität in der Ge-
meinschaft

Inhalt und Ziele dieser Aktion
entsprechen der in Anhang I die-
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ses Abkommens genannten Ak-
tion 4.

Entsprechende Einrichtungen
und Organisationen in Österreich
können sich an Maßnahmen im
Rahmen dieser Aktion beteiligen
und Nutzen aus ihnen ziehen auf
derselben Grundlage und unter
denselben Bedingungen wie ver-
gleichbare Einrichtungen und Or-
ganisationen in den Mitgliedstaa-
ten der Gemeinschaft.

Artikel 4

(1) Österreich leistet einen
jährlichen Beitrag zur Finanzie-
rung des ERASMUS-Programms,
beginnend mit dem auf das
Inkrafttreten dieses Abkommens
folgende Kalenderjahr bis und
einschließlich des Kalenderjahres,
in dem das letzte Studienjahr im
Rahmen der Laufzeit dieses Ab-
kommens beginnt.

(2) Dieser jährliche finanzielle
Beitrag Österreichs wird im Ver-
hältnis zu dem jährlichen Gesamt-
haushalt für das ERASMUS-Pro-
gramm festgesetzt.

(3) Der Proportionalitätsfaktor
zur Bestimmung des österreichi-
schen Beitrags ergibt sich aus dem
Verhältnis zwischen seinem Brut-
toinlandsprodukt (BIP) zu
Marktpreisen und der Summe der
Bruttoinlandsprodukte zu Markt-
preisen der Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft und Österreichs.
Dieses Verhältnis wird unter
Zugrundelegung der aktuellsten
statistischen Daten der OECD
berechnet.

(4) Zu Beginn jedes Jahres
unterrichtet die Kommission
Österreich über die für dieses Jahr
im Gemeinschaftshaushalt bewil-
ligten Mittel für das ERASMUS-
Programm. Die Gemeinschaft un-
terrichtet Österreich über
etwaige, im Laufe des Jahres
vorgenommene Änderungen die-
ses Betrags.

(5) Zusätzlich zu dem in
Absatz 1 genannten jährlichen
Beitrag leistet Österreich späte-
stens bis zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Abkommens
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einen einmaligen Beitrag von
92 200 ECU zur Deckung der
Kosten der von der Kommission
im Zusammenhang mit der
Durchführung dieses Abkommens
geleisteten vorbereitenden Arbei-
ten.

(6) Die für den finanziellen
Beitrag Österreichs zur Durch-
führung des ERASMUS-Pro-
gramms geltenden Vorschriften
sind in Anhang II dieses Abkom-
mens niedergelegt.

Artikel 5

Vorbehaltlich der in Artikel 4
dieses Abkommens festgelegten
besonderen Auflagen betreffend
die Beteiligung von Hochschulen
in Österreich gelten für die
Vorlage und Beurteilung von
Bewerbungen sowie für die Bewil-
ligung und den Abschluß von
Verträgen im Rahmen des ERAS-
MUS-Programms die gleichen
Bedingungen wie für Hochschu-
len der Gemeinschaft.

Artikel 6

(1) Es wird ein Gemeinsamer
Ausschuß eingesetzt.

(2) Der Ausschuß ist für die
Durchführung dieses Abkommens
zuständig.

(3) Die Delegation der Ge-
meinschaft sorgt für die Koordi-
nierung zwischen der Durchfüh-
rung dieses Abkommens und den
Beschlüssen der Gemeinschaft zur
Durchführung von ERASMUS.

(4) Zur ordnungsgemäßen
Durchführung des Abkommens
tauschen die Vertragsparteien In-
formationen aus und konsultieren
sich auf Antrag einer Partei im
Ausschuß.

(5) Der Ausschuß kann Stel-
lungnahmen abgeben und Leitli-
nien zur Durchführung des
ERASMUS-Programms erarbei-
ten, soweit sie für die Beteiligung
Österreichs relevant sind.

(6) Der Ausschuß gibt sich eine
Geschäftsordnung.
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(7) Dem Ausschuß gehören
Vertreter der Gemeinschaft und
Vertreter Österreichs an.

(8) Der Ausschuß trifft seine
Entscheidungen einvernehmlich.

(9) Der Ausschuß tritt auf
Antrag einer Vertragspartei nach
Maßgabe der in der Geschäfts-
ordnung festgelegten Bedingun-
gen zusammen.

Artikel 7

Die Entscheidungen zur Aus-
wahl der verschiedenen in An-
hang I (Aktion 1, 3 und 4) be-
schriebenen Vorhaben werden
von der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften getroffen.

Entscheidungen über die Ver-
gabe von ERASMUS-Stipendien
an Studenten von österreichischen
Hochschulen (Aktion 2) werden
von den zuständigen Stellen in
Österreich in enger Zusammenar-
beit mit den beteiligten Hoch-
schulen getroffen. Die Kommis-
sion der Europäischen Gemein-
schaften wird den obengenannten
zuständigen Stellen zu diesem
Zweck entsprechende Leitlinien
zur Verfügung stellen.

Artikel 8

Die Vertragsparteien tragen
dafür Sorge, die Freizügigkeit
und den Aufenthalt von Studen-
ten, Dozenten und Verwaltungs-
personal bei einer Verlegung des
Aufenthaltsortes von Österreich
in die Gemeinschaft und umge-
kehrt zur erleichtern, wenn dies
im Rahmen der Teilnahme an den
in diesem Abkommen genannten
Aktivitäten geschieht.

Artikel 9

Um die Kommission bei der
Abfassung des Jahresberichts über
die Durchführung des ERAS-
MUS-Programms sowie eines Be-
richts über die bei der Anwendung
des Programms gewonnenen Er-
fahrungen zu unterstützen, legt
Österreich der Kommission einen
Beitrag vor, in dem die von



17. Stück — Ausgegeben am 17. Jänner 1992 — Nr. 37 469

Österreich in dieser Hinsicht
getroffenen Maßnahmen be-
schrieben sind. Ein Exemplar
dieser Berichte wird Österreich
übermittelt.

Artikel 10

Bei allen Anträgen, Verträgen
und Berichten sowie bei allen
sonstigen Verwaltungsregelungen
für das ERASMUS-Programm
sind die Amtssprachen der Ge-
meinschaft zu verwenden.

Artikel 11

Dieses Abkommen gilt für die
Gebiete, in denen der Vertrag zur
Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft ange-
wendet wird, und nach Maßgabe
jenes Vertrags einerseits sowie für
das Gebiet der Republik Öster-
reich andererseits.

Artikel 12

(1) Dieses Abkommen wird für
die Dauer von fünf Studienjahren
ab dem Termin des Inkrafttretens
geschlossen. Es kann für weitere
fünf Jahre durch ein Abkommen
zwischen den Vertragsparteien
verlängert werden. Vor Ablauf
des dritten Studienjahres nach
Inkrafttreten dieses Abkommens
wird eine Überprüfung vorge-
nommen.

(2) Wird das ERASMUS-Pro-
gramm von der Gemeinschaft
überarbeitet, so kann das Abkom-
men neu ausgehandelt oder ge-
kündigt werden. Österreich wird
über den genauen Inhalt des
überarbeiteten Programms binnen
einer Woche nach dessen An-
nahme durch die Gemeinschaft
unterrichtet. Wird eine Neuver-
handlung und Kündigung des
Abkommens verlangt, so teilen
sich dies die Vertragsparteien
innerhalb von drei Monaten nach
Annahme des Beschlusses der
Gemeinschaft mit. Im Falle der
Kündigung sind die praktischen
Einzelheiten zur Regelung ausste-
hender Verpflichtungen Gegen-
stand von Verhandlungen zwi-
schen den Vertragsparteien.
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(3) Jede Vertragspartei kann
jederzeit eine Überarbeitung des
Abkommens verlangen. Zu die-
sem Zweck unterbreitet sie der
anderen Vertragspartei einen ent-
sprechenden Antrag. Die Ver-
tragsparteien können den Ge-
meinsamen Ausschuß beauftra-
gen, den Antrag zu prüfen und
ihnen gegebenenfalls Empfehlun-
gen, insbesondere im Hinblick auf
die Einleitung von Verhandlun-
gen, auszusprechen.

Artikel 13

Dieses Abkommen wird von
den Vertragsparteien nach deren
eigenen Verfahren genehmigt.
Sofern die Vertragsparteien ein-
ander bis zu diesem Zeitpunkt
mitgeteilt haben, daß die hierzu
erforderlichen Verfahren abge-
schlossen sind, tritt dieses Abkom-
men am ersten Tag des zweiten
auf diese Mitteilung folgenden
Monats in Kraft. Ergeht diese
Mitteilung jedoch nicht bis Ende
September eines Jahres, so treten
die Bestimmungen dieses Abkom-
mens nicht vor dem zweiten
Studienjahr nach dem Zeitpunkt
der Benachrichtigung in Kraft.

Artikel 14

Dieses Abkommen wird in zwei
Urschriften in deutscher, däni-
scher, englischer, französischer,
griechischer, italienischer, nieder-
ländischer, portugiesischer und
spanischer Sprache abgefaßt, wo-
bei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.

GESCHEHEN ZU Brüssel am
neunten Oktober neunzehnhun-
derteinundneunzig.

Für die Regierung der Republik
Österreich :

Erhard Busek

Für den Rat der Europäischen
Gemeinschaften:

P. C. Nieman

Horst Krenzier



17. Stück — Ausgegeben am 17. Jänner 1992 — Nr. 37 471

Anhang I

AKTION 1

Schaffung und Arbeitsweise eines
Europäischen Hochschulnetzes

1. Die Gemeinschaft wird das
Europäische Hochschulnetz, das
im Rahmen des ERASMUS-Pro-
gramms errichtet wurde und mit
dem der gemeinschaftsweite Aus-
tausch von Studenten gefördert
werden soll, weiter ausbauen.

Das Europäische Hochschul-
netz setzt sich aus Hochschulen
zusammen, die im Rahmen des
ERASMUS-Programms Verein-
barungen getroffen haben und
Programme veranstalten, die den
Studenten- und Dozentenaus-
tausch mit Hochschulen anderer
Mitgliedstaaten vorsehen und in
deren Rahmen die volle Anerken-
nung von außerhalb der Hoch-
schule des Herkunftslands zu-
rückgelegten Studienzeiten si-
chergestellt wird.

Jede zwischen den Hochschu-
len getroffene Vereinbarung soll
vor allem den Studenten einer
Hochschule die Möglichkeit bie-
ten, in wenigstens einem weiteren
Mitgliedstaat eine Studienzeit ab-
zuleisten, die voll als Bestandteil
ihrer Abschlußprüfung oder aka-
demischen Qualifikation aner-
kannt wird. Diese gemeinsamen
Programme könnten gegebenen-
falls einen integrierten Zeitraum
der fremdsprachlichen Vorberei-
tung und die Zusammenarbeit
zwischen Dozenten und Verwal-
tungspersonal umfassen, um die
erforderlichen Voraussetzungen
für den Studentenaustausch und
die gegenseitige Anerkennung
von im Ausland zurückgelegten
Studienzeiten zu schaffen. Soweit
möglich, sollte mit der fremd-
sprachlichen Vorbereitung vor
Abreise des Studenten im Her-
kunftsland begonnen werden.

Programme, die einen inte-
grierten und voll anerkannten
Studienaufenthalt in einem ande-
ren Mitgliedstaat vorsehen, wer-
den bevorzugt behandelt. Für
jedes gemeinsame Programm
wird jede teilnehmende Hoch-
schule zunächst für einen Zeit-
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raum von längstens drei Jahren
einen Zuschuß bis zu einem
Höchstbetrag von 25 000 ECU
erhalten, der in regelmäßigen
Abständen zu überprüfen sein
wird.

2. Zuschüsse werden auch für
den Austausch von Dozenten zur
Wahrnehmung integrierter Lehr-
aufgaben in anderen Mitglied-
staaten gewährt.

3. Zuschüsse werden auch für
Vorhaben der gemeinsamen Cur-
riculumentwicklung durch Hoch-
schulen in verschiedenen Mit-
gliedstaaten gewährt, um die
akademische Anerkennung zu er-
leichtern und durch den Aus-
tausch von Erfahrungen zur Er-
neuerung und Verbesserung der
Studiengänge auf gemeinschafts-
weiter Grundlage beizutragen.

4. Außerdem werden Zu-
schüsse von bis zu 20 000 ECU
Hochschulen gewährt, die Inten-
sivkurse von kurzer Dauer für
Studenten aus verschiedenen Mit-
gliedstaaten durchführen. Dies ist
eine ergänzende Maßnahme.

5. Die Gemeinschaft wird auch
Mitglieder des Lehr- und Verwal-
tungspersonals der Hochschulen
unterstützen, damit sie andere
Mitgliedstaaten besuchen, Pro-
gramme für integrierte Studien-
gänge mit Universitäten dieser
Mitgliedstaaten ausarbeiten und
ihre gegenseitigen Kenntnisse von
Ausbildungsaspekten der Hoch-
schulsysteme anderer Mitglied-
staaten erweitern können. Außer-
dem werden Stipendien bereitge-
stellt, damit Dozenten eine Reihe
spezialisierter Vorlesungen in
mehreren Mitgliedstaaten halten
können.

AKTION 2

Stipendien für Studenten im Rah-
men des ERASMUS-Programms

1. Die Gemeinschaft wird ein
System zur unmittelbaren finanzi-
ellen Unterstützung von Studen-
ten weiter ausbauen, die an einer
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Hochschule im Sinne von Arti-
kel 1 Absatz 2 *) studieren und
eine Studienzeit in einem anderen
Mitgliedstaat ableisten. Bei der
Festsetzung der Gesamtausgaben
für Aktion 1 bzw. Aktion 2 be-
rücksichtigt die Gemeinschaft die
Zahl der innerhalb des europäi-
schen Hochschulnetzes im Laufe
der Zeit auszutauschenden Stu-
denten.

2. Die Verwaltung der ERAS-
MUS-Stipendien wird über die
zuständigen Stellen der Mitglied-
staaten abgewickelt. Jedem Mit-
gliedstaat wird unter Berücksich-
tigung der weiteren Entwicklung
des europäischen Hochschulnet-
zes ein Mindestbetrag von
200 000 ECU zugewiesen (Ge-
genwert von etwa 100 Stipen-
dien); beim Restbetrag wird bei
der Zuweisung an die Mitglied-
staaten ausgegangen von der
Gesamtzahl der Studenten an den
Hochschulen im Sinne von Arti-
kel 1 Absatz 2 *), von der Gesamt-
zahl der Jugendlichen im Alter
von 18 bis 25 Jahren in jedem
Mitgliedstaat, von den durch-
schnittlichen Kosten einer Reise
zwischen dem Land, in dem die
Universität des Heimatlands des
Studenten liegt, und dem Land, in
dem die Gastuniversität liegt,
sowie von dem Unterschied zwi-
schen den Lebenshaltungskosten
in dem Land der Heimatuniversi-
tät des Studenten und in dem
Land der Gastuniversität.

Außerdem wird die Kommis-
sion die notwendigen Schritte
unternehmen, um eine ausgewo-
gene Beteiligung aller Fachgebiete
zu gewährleisten, um die Nach-
frage nach Programmen und die
Studentenströme zu berücksichti-
gen und um bestimmte spezifische
Probleme zu lösen, insbesondere
die Finanzierung bestimmter Sti-
pendien, die wegen der Struktur
der außergewöhnlichen Pro-
gramme nicht von den einzel-
staatlichen Stellen verwaltet wer-

*) Beschluß 87/327/EWG, geändert
durch Beschluß 89/663/EWG.
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den können. Der für diese Maß-
nahmen verwendete Anteil darf
5 vH der jährlichen Gesamtmittel
für Stipendien nicht übersteigen.

3. Die für die Stipendienver-
gabe zuständigen Stellen der
Mitgliedstaaten gewähren Stipen-
dien bis höchstens 5 000 ECU je
Student für einen einjährigen
Aufenthalt unter folgenden Be-
dingungen:

a) Die Stipendien sollen die
durch die Mobilität entste-
henden zusätzlichen Kosten
ausgleichen, d. h. die Reise-
kosten, erforderlichenfalls
die Kosten der sprachlichen
Vorbereitung und höhere
Lebenshaltungskosten im
Gastland (gegebenenfalls
einschließlich der zusätzli-
chen Kosten, die dadurch
entstehen, daß der Student
sich außerhalb seines Her-
kunftslands aufhält). Sie sol-
len nicht die vollen Kosten
des Auslandsstudiums dek-
ken.

b) Studenten, die an Studien-
gängen im Rahmen des
Europäischen Hochschul-
netzes gemäß Aktion 1 teil-
nehmen, und Studenten, die
an dem Europäischen Sy-
stem zur Anrechnung von
Studienleistungen (Euro-
pean Community Course
Credit Transfer System —
ECTS) gemäß Aktion 3 teil-
nehmen, werden vorrangig
behandelt. Stipendien kön-
nen auch Studenten gewährt
werden, die an Studiengän-
gen in einem anderen Mit-
gliedstaat teilnehmen, für
die Sondervereinbarungen
außerhalb des Hochschul-
netzes getroffen worden
sind, sofern sie die Stipen-
dienkriterien erfüllen.

c) Stipendien werden nur in
Fällen gewährt, in denen die
in einem anderen Mitglied-
staat zurückgelegte Studien-
zeit von der Hochschule im
Herkunftsland des Studen-
ten voll anerkannt wird.
Jedoch können Stipendien
ausnahmsweise auch in Fäl-
len gewährt werden, in
denen die Studienzeit in
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einem anderen Mitgliedstaat
von der den Abschluß verlei-
henden Universität in die-
sem Mitgliedstaat voll aner-
kannt wird, sofern diese
Vereinbarung Teil einer
nach Aktion 1 unterstützten
Vereinbarung zwischen
Hochschulen ist.

d) Die Gasthochschule erhebt
von den aufgenommenen
Studenten keine Studienge-
bühren; gegebenenfalls zah-
len die Stipendiaten weiter-
hin Studiengebühren an der
Hochschule in ihrem Her-
kunftsland.

e) Stipendien werden für eine
als erheblich anzusehende
Studienzeit an einer Hoch-
schule in einem anderen
Mitgliedstaat mit einer
Dauer von drei Monaten bis
zu einem vollen Studienjahr
oder im Falle stark integrier-
ter Studienprogramme auch
für mehr als zwölf Monate
gewährt. In der Regel wer-
den keine Stipendien für das
erste Studienjahr gewährt.

f) Alle Zuschüsse oder Darle-
hen, die Studenten in ihrem
Herkunftsland gewährt
werden, werden während
der Studienzeit an der Gast-
universität, für die sie ein
ERASMUS-Stipendium er-
halten, in vollem Umfang
weitergezahlt.

AKTION 3

Maßnahmen zur Verbesserung der
Mobilität durch akademische An-

erkennung von Diplomen und
Studienzeiten

Die Gemeinschaft wird in Zu-
sammenarbeit mit den zuständi-
gen Stellen der Mitgliedstaaten
die nachstehenden Maßnahmen
mit dem Ziel ergreifen, die Mobi-
lität durch akademische Anerken-
nung der in einem anderen
Mitgliedstaat erworbenen Di-
plome bzw. zurückgelegten Stu-
dienzeiten zu verbessern.
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1. Maßnahmen zur versuchs-
weisen Förderung eines eu-
ropäischen Systems zur An-
rechnung von Studienlei-
stung (European Commun-
ity Course Credit Transfer
System — ECTS) auf frei-
williger Basis, um Studenten,
die im Rahmen ihrer theore-
tischen und praktischen
Ausbildung in einem ande-
ren Mitgliedstaat studieren,
die Möglichkeit zu bieten,
an Hochschulen in anderen
Mitgliedstaaten erbrachte
Studienleistungen auf ihr
Studium angerechnet zu er-
halten. Eine begrenzte An-
zahl von Zuschüssen in
Höhe von 20 000 ECU pro
Jahr wird an die am Pilotsy-
stem teilnehmenden Hoch-
schulen vergeben.

2. Maßnahmen zur Förderung
des gemeinschaftsweiten
Austausches von Informa-
tionen über die akademische
Anerkennung der in einem
anderen Mitgliedstaat er-
worbenen Diplome und zu-
rückgelegten Studienzeiten
vor allem durch die Weiter-
entwicklung des Gemein-
schaftsnetzes nationaler In-
formationszentren für Fra-
gen der akademischen Aner-
kennung der Diplome und
Studienzeiten; jährliche Zu-
schüsse bis zu 20 000 ECU
werden an die Zentren ver-
geben, um den Informati-
onsaustausch insbesondere
durch ein Datenaustausch-
system auf EDV-Basis zu
erleichtern.

AKTION 4

Flankierende Maßnahmen zur
Förderung der Studentenmobilität

in der Gemeinschaft

1. Durch die flankierenden
Maßnahmen soll folgendes finan-
ziert werden:

— die Unterstützung von Zu-
sammenschlüssen und Ver-
bänden von Hochschulen,
Hochschuldozenten, Ver-
waltungspersonal oder Stu-
denten auf europäischer
Ebene, insbesondere mit
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dem Ziel, Initiativen auf
spezifischen Gebieten der
Ausbildung in der Gemein-
schaft besser bekannt zu
machen;

— Veröffentlichungen, die
darauf abzielen, auf Mög-
lichkeiten zum Studium
und zur Abhaltung von
Lehrveranstaltungen in an-
deren Mitgliedstaaten so-
wie auf wichtige Entwick-
lungen und neue Modelle
im Bereich der Hochschul-
zusammenarbeit in der Ge-
meinschaft aufmerksam zu
machen;

— sonstige Initiativen zur
Förderung der Hochschul-
kooperation in der Ge-
meinschaft im Bereich der
Berufsausbildung;

— Maßnahmen zur Erleichte-
rung der Verbreitung von
Informationen über das
ERASMUS-Programm;

— ERASMUS-Preise der Eu-
ropäischen Gemeinschaft
für Studenten, Mitglieder
des Lehrpersonals, Hoch-
schulen oder ERASMUS-
Vorhaben, die einen beson-
deren Beitrag zur Entwick-
lung der Zusammenarbeit
zwischen Hochschulen in
der Gemeinschaft geleistet
haben.

2. Die Kosten der Maßnahmen
im Rahmen der Aktion 4 sollen
höchstens 5 vH der jährlichen
Mittelausstattung des ERAS-
MUS-Programms betragen.

Anhang II

VORSCHRIFTEN FÜR DIE FI-
NANZIELLE DURCHFÜH-

RUNG

Artikel 1

Die Verwaltung der Mittel
erfolgt nach der geltenden Haus-
haltsordnung für den Gesamt-
haushaltsplan der Europäischen
Gemeinschaften.
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Artikel 2

Zu Beginn jedes Jahres oder
jeweils dann, wenn sich durch
eine Überarbeitung des ERAS-
MUS-Programms die für die
Durchführung in den Haushalts-
plan der Gemeinschaft eingesetz-
ten Mittel erhöhen, ruft die
Kommission bei Österreich die
Mittel entsprechend dessen Bei-
trag zu den Kosten des Abkom-
mens ab.

Dieser Beitrag wird in ECU
ausgedrückt und auf ein ECU-
Bankkonto der Kommission über-
wiesen.

Österreich überweist seinen
Beitrag zu den jährlichen Kosten
im Rahmen des Abkommens
entsprechend dem Abruf und
spätestens einen Monat, nachdem
der Abruf ergangen ist. Bei
verspäteter Überweisung hat
Österreich vom Fälligkeitstag an
Zinsen auf den ausstehenden
Betrag zu zahlen. Der Zinssatz
entspricht dem Zinssatz, den der
Europäische Fonds für währungs-
politische Zusammenarbeit (FE-
COM/EFMC) für den Monat des
Fälligkeitsdatums bei seinen
Transaktionen in ECU 1) anwen-
det, zuzüglich 1,5 Punkte.

GEMEINSAME
ERKLÄRUNG

DER EUROPÄISCHEN
WIRTSCHAFTSGEMEIN-
SCHAFT UND DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH, DER
REPUBLIK FINNLAND,
DER REPUBLIK ISLAND,
DEM KÖNIGREICH NOR-
WEGEN, DEM KÖNIG-
REICH SCHWEDEN, DER
SCHWEIZERISCHEN EID-
GENOSSENSCHAFT UND

LIECHTENSTEIN

zur Notifizierung des Ab-
schlusses der internen Verfah-

ren

Bei der Unterzeichnung der
Abkommen zwischen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft

1) Der Zinssatz wird monatlich im
Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften Reihe C veröffentlicht.
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und der Republik Österreich, der
Republik Finnland, der Republik
Island, dem Königreich Norwe-
gen, dem Königreich Schweden,
der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft und Liechtenstein, über
die Zusammenarbeit im Bereich
der allgemeinen und beruflichen
Bildung im Rahmen des ERAS-
MUS-Programms erklären die
Vertragsparteien, daß Artikel 13
in Anbetracht der Tatsache, daß
die Beteiligung der EFTA-Länder
am ERASMUS-Programm vom
Studienjahr 1992/1993 an in
beiderseitigem Interesse liegt und
die diesbezüglichen Vorbereitun-
gen weit fortgeschritten sind, so
angewandt wird, daß der Ab-
schluß der internen Verfahren zur
Genehmigung dieser Abkommen
bis spätestens Ende Oktober 1991
notifiziert werden kann, damit die
Abkommen bis spätestens 1. No-
vember 1991 in Kraft treten
können.

Auf Grund der gemäß Art. 13 in Verbindung mit der GEMEINSAMEN ERKLÄRUNG erfolgten
Mitteilung über den Abschluß der erforderlichen Verfahren ist das Abkommen mit 1. November 1991 in
Kraft getreten.

Vranitzky
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